Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1085 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

Ib - 545/70 


Bonn, den 7. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Sozialbericht, gesamtwirtschaftliche Zielprojektion und 
mehrjährige Finanzplanung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Dr. Stolten- 
berg, Dr. Götz, Dr. Müller-Hermann, Dr. Pohle und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/1065 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Dr. Stoltenberg, 
Dr. Götz, Dr. Müller-Hermann, Dr. Pohle und der Fraktion der 
CDU/CSU beantworte ich im Einvernehmen mit den Herren 
Bundesministern der Finanzen und für Wirtschaft wie folgt: 


I. Wann wird die Bundesregierung, nachdem laut Erklärung des 
Bundesministers der Finanzen Dr. h. c. Möller auf der Bundes- 
pressekonferenz am 9. Juli 1970 die Fortsrhreibung der gesamt- 
wirtscUaftlidien Zielprojektion fertiggestellt und dem Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974 bereits zugrunde gelegt worden 
ist, den angekündigten Nachtrag zum Sozialberidit 1970 vor- 
legen? 

1. Ergibt die Revision der gesamtwirtscbaftlidien Zielpro- 
jektion und der Verteilungsrechnung, daß der im Sozial- 
bericht 1970 behauptete durchschnittliche Anstieg der realen 
Nettoeinkommen der Arbeitnehmer um 4 Vo bis 5 ®/o im 
Zeitraum 1969 bis 1973 tatsächlich erreicht wird? Welcher 
durchschnittliche Anstieg der realen Nettoeinkommen der 
Arbeitnehmer ergibt sich in den Jahren 1970 bis 1974? 

2. Von welchen Annahmen geht die Bundesregierung dabei 
aus, insbesondere hinsichtlich der Entwicklung 

a) der Bruttolohn- und -gehaltssumme, 

b) der Lohnsteuer, 

c) der Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung, 

d) der Zahl der abhängig Beschäftigten, 

e) der Preisrate des privaten Verbrauchs, 

f) der Preisrate des Bruttosozialprodukts, 

g) des Bruttosozialprodukts in konstanten Preisen? 

3. Ist für die Fortschreibung der gesamtwirtschaftlichen Ziel- 
projektion auch eine Fortschreibung des Sozialbudgets bis 
zum Jahre 1974 vorgenommen und berücksichtigt worden? 
Wie entwickeln sich in den Jahren bis 1974 die gesamte 
Abgabenbelastung, die Sozialleistungsquote und die Finan- 
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zierungsüberschüsse des Sozialbudgets (unterteilt nadi den 
einzelnen Institutionen)? 

4. Welche Konsequenzen ergeben sich für die Entwicklung der 
realen Nettoeinkommen der Arbeitnehmer daraus, daß sich 
der Anteil der Staatsausgaben am Bruttosozialprodukt nach 
den Empfehlungen des Finanzplanungsrates und dem 
Finanzplan des Bundes 1970 bis 1974 erhöht? 

11. Ist es richtig, daß das Sozialbudget 1969/1970 zu einem höheren 
Anteil des Staatsverbrauchs am Bruttosozialprodukt führt als 
in der dem Sozialbudget 1969/1970 zugrunde gelegten Ziel- 
projektion unterstellt worden ist? 

Von welchem Anteil des Staatsverbrauchs am Bruttosozial- 
produkt geht die Bundesregierung bei der fortgeschriebenen 
gesamtwirtschaftlichen Zielprojektion für die Jahre 1970 bis 
1974 aus? 

III, Gedenkt die Bundesregierung künftig - wie es im Sozialbudget 
1968 in Anlage III erfolgt ist ~ den zahlenmäßigen Nachweis 
zu liefern, ob sich das Sozialbudget im Rahmen der jeweiligen 
mittelfristigen Zielprojektion hält, die dem betreffenden Sozial- 
budget zugrunde liegt? 


Die Bundesregierung ist wie bisher der Ansicht, daß die Ab- 
stimmung zwischen Sozialbudget, wirtschaftlicher Zielprojek- 
tion und Finanzplan von grundlegender Bedeutung für eine 
Verzahnung von Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik ist. 
Diese Abstimmung ist grundsätzlich dadurch gewährleistet, daß 
bei der Aufstellung jeder dieser Rechnungen jeweils die Größen 
der beiden anderen berücksichtigt werden. 

Wie sich jedoch bei der Erstellung des ersten und zweiten 
Sozialbudgets gezeigt hat, können sich angesichts der Dynamik 
der Entwicklung aus den unterschiedlichen Vorlageterminen 
gewisse Schwierigkeiten ergeben. 

Die Bundesregierung hat die Tatsache, daß die Abstimmung 
zwischen den Zahlen des Sozialbudgets, der mittelfristigen wirt- 
schaftlichen Zielprojektion und des mehrjährigen Finanzplans 
stets zu Schwierigkeiten geführt hat, zum Anlaß genommen, die 
zeitliche Folge und die Abstimmung ihrer quantitativen Be- 
richte, denen eine mittelfristige Wirtschaftsprojektion zugrunde 
liegt, zu überprüfen. Die Überprüfung führte zu folgenden Ent- 
scheidungen: 

1. Im Januar legt die Bundesregierung gemäß Stabilitätsgesetz 
den Jahreswirtschaftsbericht vor. Er enthält die Jahrespro- 
jektion und im Anhang die mittelfristige gesamtwirtschaft- 
liche Zielprojektion. 

2. Jeweils im April - und nicht wie ursprünglich beabsichtigt, 
im Herbst - wird die Bundesregierung das Sozialbudget vor- 
legen. Dem Sozialbudget wird stets der gleiche wirtschaft- 
liche Datenkranz zugrunde gelegt, den die Bundesregierung 
im Jahreswirtschaftsbericht veröffentlicht hat. 

3. Bei der Anpassung und Fortschreibung des Finanzplans wer- 
den wie bisher auch die Vorausberechnungen des Sozial- 
budgets berücksichtigt. 

Da die Bundesregierung diese optimale zeitliche Reihenfolge 
der Berichte, die bisher infolge des noch nicht endgültig fest- 
gelegten Termins des Sozialbudgets noch nicht gegeben war, 
für 1971 vorgesehen hat, hat sie sich deshalb entschlossen, im 
Interesse eines weiteren beschleunigten Ausbaus des Sozial- 
budgets von vorläufigen Ubergangsrechnungen bereits für den 
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Herbst 1970 abzusehen. Sie wird den Einbau in die Volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnung im Sozialbudget 1971 vorlegen. 

Dieser Entschluß fällt der Bundesregierung um so leichter, als 
die bisher vorgenommenen Revisionen der wirtschaftlichen 
Grundannahmen des letzten Sozialbudgets zeigen, daß die Ent- 
wicklung im Sozialbudget 1969/70 eher zu zurückhaltend einge- 
schätzt worden ist. Das gilt insbesondere für die Überschüsse 
der Sozialversicherung, wie sich aus der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion - 
Drucksache VI/ 1074 - ergibt. Es besteht somit kein Anhalts- 
punkt dafür, daß die Bundesregierung ihre sozialpolitischen 
Entscheidungen auf eine Basis stellt, die eine zu optimistische 
Entwicklung unterstellt. Das zeigen bereits die sozialpolitisch 
wichtigen Lohnannahmen für 1970. Während das Sozialbudget 
1969/70 von einer Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter je 
abhängig Beschäftigten von 12 v. H. ausgeht, kann mit einem 
Zuwachs von \3 bis 14 v. H. (beides einschließlich Lohnfortzah- 
lung) gerechnet werden. 


IV. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Ausweis 
eines globalen Finanzierungsüberschusses im Sozialbudget noch 
keine Aussage über die finanziellen Spielräume für die Sozial- 
politik erlaubt? 

Im Sozialbudget 1969/70 heißt es in Textziffer 57: 

„Das bewirkt, daß alle Institutionen des Sozialbudgets im Jahr 
1973 einen positiven Finanzierungssaldo von zusammen 4 bis 
5 Mrd. DM auf weisen werden, während er im Basisjahr der 
Berechnungen (1968) mit 1,3 Mrd. DM negativ war. Auch in 
diesen Zahlen spiegelt sich der etwas größere sozialpolitische 
Entscheidungsspielraum wider." 

Diese Formulierung wurde vorsichtig gewählt. Sie besagt, daß 
die Sozialpolitik davon ausgehen kann, daß die Finanzsituation 
der Sozialversicherung auf absehbare Zeit nicht mehr so ange- 
spannt sein wird wie 1968, wo Rezessions Verluste die Soziale 
Sicherung gefährdet haben. Das erlaubt - bei aller gebotenen 
finanziellen Umsicht - eine Schwerpunktverlagerung von der 
Abwehr von Einbrüchen in das System der Sozialen Sicherung 
zur Politik der inneren Reformen auch auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung. 


1. Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft nadizuweisen, 
inwieweit evtl. Finanzierungsüberschüsse nur vorüber- 
gehend oder nachhaltig verfügbar sind? 


Die Bundesregierung ist bereit, im Sozialbudget 1971 darzu- 
legen, ob und inwieweit Finanzierungsüberschüsse auch zeit- 
lich verfügbar sind. Sie macht aber darauf aufmerksam, daß 
diese Information, soweit sie die soziale Rentenversicherung 
betrifft, bei der ein time-lag zwischen Lohnentwicklung und 
Rentenanpassung gesetzlich vorgesehen ist, dem Renten- 
anpassungsbericht entnommen werden kann, den die Bundes- 
regierung wie schon 1970 jeweils zum 31. März, also noch vor 
dem Sozialbudget vorlegt. 


2. Ist sie ferner bereit, ihre Vorstellungen darüber bekannt- 
zugeben, ob und inwieweit sie die Finanzierungsübersdiüsse 
einzelner Institutionen für Aufgaben anderer im Sozial- 
budget erfaßter Institutionen verfügbar machen will? 
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Der Bundesregierung sind solche Vorstellungen nicht bekannt; 
auch sind derartige Überlegungen bisher nicht an sie herange- 
tragen worden. 


V. Im Sozialbericht 1970 stellte die Bundesregierung fest: 

„Zweckmäßiger und als Entscheidungshilfe vielseitiger ist . . . 
der Ausbau der Status-quo-Prognose im Wege von Alternativ- 
redinungen"; die Bundesregierung stellte zugleich in Aussicht, 
daß sie die technischen und methodischen Voraussetzungen für 
Alternativrechnungen schaffen wolle. 

Wird die Bundesregierung im Rahmen des nächsten Sozial- 
budgets Alternativrechnungen vorlegen? Welche Maßnahmen 
hat die Bundesregierung für eine alternative Durchrechnung 
vorgesehen? 

Alternativen im Sozialbudget setzen umfangreiche, zeitrauben- 
de methodische Vorarbeiten voraus. Die Bundesregierung prüft 
gegenwärtig, welche Vorhaben sich für einen ersten Versuch 
von Alternativrechnungen, der im Sozialbudget 1971 unter- 
nommen werden soll, am ehesten eignen. 


VI. Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen des Sozialbudgets 
in Zukunft eine Vermögensrechnung, getrennt nach den einzel- 
nen Institutionen des Sozialbudgets, vorzulegen? 

Für eine Reihe von an sich wünschenswerten Aussagen im Rah- 
men des Sozialbudgets ist die statistische Informationsbasis 
noch nicht gegeben. Dazu gehört auch die einheitliche Vermö- 
gensrechnung für die einzelnen Institutionen. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, die statistischen Grundlagen dafür zu schaffen, 
damit im Zuge des weiteren Ausbaus des Sozialbudgets auch 
eine solche Vermögensrechnung vorgelegt werden kann. 


Walter Arendt 



